
 

 

 

 

Stellungnahme zu dem Entwurf der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Beschaffung 

klimafreundlicher Leistungen (AVV Klima) 

 

Der Bund Deutscher Baumeister, Architekten und Ingenieure e.V. (BDB) bedankt sich für die 

Gelegenheit zur Stellungnahme zu der oben genannten Verwaltungsvorschrift.  

Das Thema Klimaschutz hat für die Beschaffung und den Einkauf von Leistungen durch die 

Bundesverwaltung einen nicht zu unterschätzenden, hohen Stellenwert. Das liegt nicht nur an der 

hohen Nachfragemacht, sondern auch an der Vorbildwirkung der öffentlichen Hand für die 

Privatwirtschaft und Verbraucher. Nicht zu vernachlässigen ist außerdem die Vorbildwirkung der AVV 

Klima für die Beschaffungsaktivitäten in den Ländern. 

1. Die Verwaltungsvorschrift soll sicherstellen, dass die zu beschaffende Leistung das höchste 

Energieeffizienzniveau erreicht. Damit soll mittelbar auch der Aspekt des Umweltschutzes und 

der Kreislaufwirtschaft bei der öffentlichen Beschaffung des Bundes sichergestellt werden. 

 

Dieses in § 1 Abs. 2 formulierte Ziel wird allerdings durch die Vorschrift in Abs. 3 relativiert 

insofern eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach § 7 BHO durchzuführen ist, nach der vor 

allem die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten sind, d.h. das 

Sparsamkeits- und Ergiebigkeitsprinzip gilt. Insofern müsste sichergestellt werden, dass die 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach der BHO die Ziele der AVV Klima nicht konterkariert. 

 

2. Zu begrüßen ist, dass nach § 2 Abs. 1 im Rahmen der Bedarfsanalyse die Klimawirkung und die 

verursachten Treibhausgasemissionen im gesamten Lebenszyklus zu prüfen sind.  Folgerichtig 

sollte das Ergebnis dieser umfassenden Prüfung zwingend im Rahmen der Beschaffung dann 

auch berücksichtigt werden müssen. 

 

Besonders geprüft werden sollte stets die Frage, ob eine Leistung wirklich neu beschafft 

werden muss (erforderlich ist) oder nicht vielmehr auf bereits vorhandene Leistungen 

(Gebäude, Geräte etc.) zurückgegriffen werden kann. Die Nutzung oder der Umbau 

vorhandener Leistungen dient nämlich im besonderen Maße der Schonung von Ressourcen 

und der Reduzierung von Treibhausgasemissionen (Stichwort: graue Energie im 

Gebäudebereich, die häufig einen hohen Anteil an den Gesamtemissionen verursacht). 

 

3. Für die Prüfung im Rahmen der Bedarfsanalyse nach § 2 Abs. 2 ist von entscheidender 

Bedeutung, welche (Folge-) Kosten des vor allem durch den Ausstoß von Treibhausgasen 

verursachten Klimawandels angesetzt werden müssen, siehe S. 11 der Begründung. Daher 

sollten in Ausführungsbestimmungen diesbezüglich möglichst konkrete Vorgaben gemacht 

werden.    



2 
 

  

4. Sofern sich in der Leistungsbeschreibung die Merkmale des Auftragsgegenstandes auch auf 

die Produktions- und Lieferketten beziehen sollen (siehe Begründung, S. 9), ist sicherzustellen, 

dass Bieter vergleichbare Daten verwenden. 

 

5. Soweit zum Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit Bewerber oder 

Bieter die Zertifizierung nach einem Umweltmanagementsystem vorlegen müssen, sollte 

berücksichtigt werden, dass noch nicht alle Unternehmen oder Büros über entsprechende 

Zertifizierungen verfügen, weshalb in einer Übergangszeit die nachträgliche Vorlage 

eingeräumt werden sollte.  

 

6. Nicht selten weichen angegebene Energieeffizienzen von den tatsächlichen 

Energieverbräuchen ab. Insofern wird angeregt, bei den zu beschaffenden Leistungen 

gleichzeitig ein Monitoring nach einer gewissen Zeit der Nutzung auszuschreiben, um den Ist-

Zustand zu evaluieren und gegebenenfalls nachsteuern zu können bzw. bei zukünftigen 

Beschaffungen daraus Schlüsse zu ziehen.  

 

7. Grundsätzlich begrüßt wird die in dem Anschreiben als „Novum“ bezeichnete Negativliste 

nicht zu beschaffender Leistungen bzw. Geräte, da davon ausgegangen wird, dass es hierzu 

jeweils Alternativen gibt. 

 

 

Für Rückfragen stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung. 

 

Berlin, den 2.7.2021  

Bund Deutscher Baumeister Architekten und Ingenieure e.V.  


